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Marienwerder, den 8. Dezember 
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Inhalt des Bundesgeſetzblattes des Nord⸗ 
deutſchen Bundes. 


Das Zä4ſte, 35ſte und 36ſte Stück des Bundes⸗ 
Geſetz⸗Blattes pre 1869 enthält unter: 


Nr. 342. die Bekanntmachung, betreffend die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker, 
vom 25. September 1869; | 

Nr. 343, den Allerhöchſten Erlaß vom 22. September 
1869, betreffend die Aufhebung der Ober⸗Poſt⸗ 
direktion in Bromberg und die Vereinigung des 
Geſchäftskreiſes derſelben mit demjenigen der Ober⸗ 
Poſtdirektion in Poſen; 

Nr. 344. die Bekanntmachung, betreffend die Prüfung 
der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf Deutſchen 
Kauffahrteiſchiffen, vom 25. September 18697 

Nr. 368. den Vertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde 
A 8 ee ange im en: N | 
ührung ber gegenſeitigen militatrifchen Freizügigkeit, 
ar 28. Mal 4869, An e, 

Nr. 369. die Bekanntmachung, betreffend die Ernen⸗ 
nung eines Bevollmächtigten zum Bundesrathe des 
Deutſchen Zollvereins, vom 25. Oktober 1869. 


Inbalt der Geſetz Sammlung. 


Das 65ſte und 66ſte Stück der Geſetz⸗Samm⸗ 
lung pro 1869 enthält unter: 

Nr. 7536, das Privilegium wegen Emiſſion von fünf: 
prozentigen Prioritäts⸗ Obligationen I. Emiſſion der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 
3,000,000 Thalern, vom 14. Oktober 1869; 

Nr. 7537. den Allerhöchſten Erlaß vom 14. Oktober 
1869, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen Vor⸗ 
rechte an die Gemeinde Halver im Kreiſe Altena, 
Regierungsbezirks Arnsberg, für den Bau und die 
Unterhaltung einer Gemeinde⸗Chauſſee von Oecking⸗ 
hauſen durch das Hälver⸗Thal nach Schalksmühle 
an der Volme⸗Straße im Kreiſe Altena, Regierungs⸗ 
befürks Arnsberg; 

Nr. 7538. den Allerhöchſten Erlaß vom 1. November 
1869, betreffend die Genehmigung des Regulativs 
für die Organisation der Verwaltung des provinzial⸗ 
e Vermögens und der provinzialſtändiſchen 

05 . . der Provinz Schleſien; 
„4039. die Bekanntmachung, betreffend die Aller⸗ 
höchſte Genehmigung der unter der Firma: „Rheiniſch⸗ 
Weſtohaliſche Ruückverſicherung⸗Aktiengeſellſchaft“ mit 


dem Sitze zu München⸗Gladbach errichteten Aktien⸗ 
geſellſchaft, vom 6. November 1869; 

Nr. 7540, das Privilegium wegen Ausgabe auf jeden 
Inhaber lautender Obligationen der Stadt Anklam, 
Regierungsbezirk Stettin, zum Betrage von 100,000 
Thalern, vom 14. Oktober 1869; 

Nr. 7541. das Privilegium wegen Ausgabe auf den 
Inhaber lautender Obligationen des Elbenauer Deich⸗ 
verbandes im Betrage von 100,000 Thalern, vom 
20. Oktober 1869; 

Nr. 7542. den Allerhöchſten Erlaß vom 13. Novem⸗ 
ber 1869, betreffend die Genehmigung eines Nach⸗ 
trages zu dem Revidirten Reglement für die Im⸗ 
mobiliar⸗Feuerſozietät der landſchaftlich nicht aſſo⸗ 
ziationsfähigen ländlichen Grundbeſitzer in den 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen, mit 
Einſchluß der ländlichen Grundſtücke in dem zum 
Mobrunger landſchaftlichen Departement gehörigen 
Theile des Negierungsbezirks Marienwerder vom 
18. November 1860 und zu den durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 27. Februar 1865 genehmigten Ergän⸗ 
zungen und Abänderungen dieſes Reglements. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
entral⸗ Behörden. 


1) Nach den Vereinigten Staaten von 
Amerika können von jetzt ab ſowohl auf dem Wege 
über Bremen reſp. Hamburg, als auch auf dem Wege 
über Belgien und England Druckſachen bis zum 
Gewicht von drei Pfund als Gegenſtände der Briefpoſt 
direkt abgeſandt werden. 

Das Porto für derartige Sendungen iſt vom 
Abſender zu entrichten und beträgt: 

bei der Beförderung über Bremen oder Hamburg: 
1 Groſchen reſp. 4 Kreuzer für je 2 ½ Loth, 
bei der Beförderung über Belgien und England: 
1½ Groſchen reſp. 6 Kreuzer für je 2½¼ Loth. 

Berlin, den 25. November 1869. 

General⸗Poſt⸗Amt. 
v. Philipsborn. 


en und Bekanntmachungen der 
rovinzial⸗Behörden. 


2 Anweiſung 
zur Ausführung des Tit. III. der Gewerbe⸗Ordnung 
für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869. 
Durch die mit dem 1. Januar 1870 in Kraft 


Verordun 


Ausgegeben in Marienwerder den 9. Dezember 1869. 


— 226 — 
5 vu. - 

tretenden Vorſchriſten des dritten Titels der Gewerbe⸗ erlaſſen, mit G. ünden und einer Belehrung über das 
Ordnung für den Norddeutſchen Bund vom 21. FJuniſſu ändige Rechtsmittel zu verſehen und dem Antrag⸗ 
1869 werden alle in der Preußiſchen Geſetzgebung ent⸗ teber gegen Behändigungsſchein zuzuſtellen. 
haltenen polizeilichen Beſchränkungen des Sewerbespn Iſt der ablehnende Beſcheid von einer Unter⸗ 
betriebes im Umherziehen, insbeſondere die Beſtim⸗ behörde ergangen, ſo iſt der dagegen zuläſſige Rekurs 
mungen des Hauſir⸗Regulativs vom 28. April 1824 an die Regierung (Landdroſtei), für den Polizeibezirk 
inſoweit aufgehoben, als fie nicht in die Bundesgeſetz⸗ der Stadt Berlin an die erſte Abtheilung des Polizei⸗ 
ebung Aufnahme gefunden haben. Dagegen ſind dle Präſidiums daſelbſt zu richten. Dieſe Behörden ent⸗ 
vettehenden Vorſchriften über die Beſteuerung desſſcheiden über den Rekurs auf Grund einer mündlichen 
Hauſirgewerbes nach wie vor in Geltung geblieben. Verhandlung, zu welcher der Rekurxent zu laden iſt. 
Es behält daher dabei ſein Bewenden, daß jeder jteuer: Sie find g zuvor diejenigen Erhebungen anſtellen 
pflichtige Gewerbebetrieb im Umherziehen von der vor⸗ zu laſſen, welche für die Beurtheilung der Sache noth⸗ 
gängigen Löſung eines Gewerbeſcheines abhängig iſt, wendig erſcheinen. Im Uebrigen gelten für die Vor⸗ 
und ebenſo bleiben die zur Zeit anwendbaren Steuer⸗ ladung und das mündliche Verfahren die unter Nr. 42. 
ſätze, ſoweit nicht im Nachſtehenden etwas Anderes der Anweiſung zur Ausführung der Gewerbe⸗Ordnung 
beſtimmt worden iſt, in Kraft. vom 4. September d. J. ertheilten Vorſchriften. 

Nachdem hinſichtlich des Gewerbebetriebes der Ueber den Beſchluß des Kollegiums iſt, ſofern er 
Handlungsreiſenden und der Vermittelung von Ge⸗ nicht auf Beweiserhebung lautet, ein mit Gründen ver⸗ 
ſchäften außerhalb des Orts der gewerblichen Nieder: ſehener Beſcheid zu erlaſſen. 
laſſung unter der Nr. 16. bis 18. der mittelſt Verfü⸗ Iſt der ablehnende Beſcheid von einer höheren 
gung vom 4. September d. Is. erlaſſenen Anweiſung Ruhla Veit ergangen, ſo kann entweder auf 
das Erforderliche angeordnet worden iſt, werden zur mündliche Verhandlung der Sache angetragen oder auch 
Ausführung des dritten Titels der Gewerbe⸗Ordnung alsbald Rekurs gegen den Beſcheid eingelegt werden. 
folgende Beſtimmungen getroffen: Der Antrag auf mündliche Verhandlung iſt inner⸗ 

. Als allgemeines Erforderniß für den im halb 14 Tagen nach Zuſtellung des Beſcheides an die 
dritten Titel der Gewerbe⸗Ordnung behandelten Ge⸗ Behörde zu richten, welche den Beſcheid erlaſſen hat. 
werbebetrieb im Umherziehen ſtellt das Bundesgefeß| „. Die Vorladung des Rekurrenten und das münd⸗ 
in polizeilicher Beziehung den Beſitz eines Legitima liche Verfahren erfolgen in der unter Nr. 42. der 
tionsſcheines hin, welcher der Regel nach durch die Anweiſung zur Ausführung der Gewerbe⸗Ordnung vom 
höhere Verwaltungsbehörde (Regierungen, Landdroſteien 4. September d. J. bezeichneten Weiſe. 
und das Polizeipräſidium in Berlin), für den Gewerbe⸗ Wird auf Grund der mündlichen Verhandlung 
betrieb der im F. 58. zu 1. und 2. gedachten Art aber dahin entſchieden, daß der nachgeſuchte Legitimations⸗ 
durch die Unterbehörde (Landräthe, Amtshauptleute, ſchein zu ertheilen, fo fertigt die Behörde ohne weiteren 
Oberamtmänner, die ſtädtiſchen oder Königlichen Poli- ſchriftlichen Beſcheid den Legitimationsſchein aus. Wird 
zeibehörden) zu ertheilen iſt. Dieſe letzteren Behörden dagegen die erite Verfügung, durch welche der Legitima⸗ 
haben zugleich den Bereich der Umgegend zu beſtimmen, tionsſchein verſagt wurde, aufrecht erhalten, ſo iſt ein 
in welchem der im §. 58. Nr. 2. der Gewerbe Ord⸗ förmlicher Veſcheid zu erlaſſen, der dieſen Beſchluß näher 
nung bezeichnete Gewerbebetrieb den einzelnen Gewerbe⸗ begründet und auf das dagegen zuläſſige Rechtsmittel 
treibenden geſtattet ſein ſoll. Dabei iſt über den zwei⸗ verweiſt. Die Zuſtellung des Beſcheides hat gegen 
meiligen Umkreis des Wohnortes des Gewerbetreiben⸗Behändigungsſchein zu erfolgen. f 
den in keinem Falle hinauszugehen. . Gegen dieſen Beſcheid iſt der Rekurs an den be⸗ 

Nur zum Verkauf oder Ankauf roher Erzeugniſſe treffenden Reſſortminiſter zuläſſig. 
der Land» und Forſtwirthſchaft, des Garten: und Obſt⸗ Der Rekurs gegen die erſte Entſcheidung, ſei 
baues bedarf es eines Legitimationsſcheines nicht. es der Unterbehörde oder der höheren Verwaltungs⸗ 

2. Die Anträge auf Ertheilung von Legitima⸗ behörde, iſt innerhalb 14 Tagen nach der Zuſtellung 
tionsſcheinen ſind in allen Fällen an die Polizeibehörde einzulegen und zu rechtfertigen. Er kann bei der erſten 
des Wohnortes des Gewerbetreibenden zu richten, oder bei der zweiten Inſtanz eingereicht werden. 
welche zu prüfen hat, ob einer derjenigen Gründe vor⸗ Wird durch den Rekursbeſcheid die angefochtene 
handen iſt, wegen deren zufolge §. 57. der Gewerbe⸗ Verfügung beſtätigt, ſo iſt zugleich ausdrücklich darauf 
Ordnung der Legitimationsſchein verſagt werden darf. hinzuweiſen, daß eine weitere Beſchwerde durch das 
Nach erfolgter Prüfung reicht die Orkspolizeibehörde, Geſetz nicht zugelaſſen ſei. 
ſofern ſie für die Entſcheidung der Sache nicht ſelbſt Der Beſcheid wird der Behörde, welche in erſter 
zuſtändig iſt, den Antrag mit ihrem Berichte mumittel. Juflarz entſchieden hat, in Ausfertigung, überſendet. 
bar derjenigen Behörde ein, welche nach F. 58. a. a. O. Iſt darin der Rekurs zurückgewieſen, ſo ſtellt die letzt⸗ 
über die Ectheilung des Legitimationsſcheines zu be⸗ gedachte Behörde den Beſcheid dem Rekurrenten zu, 
finden hat. iſt der Rekurs für begründet erachtet, ſo fertigt dieſelbe 

Wird die Ertheilung des Legitimationsſcheines auf Grund des Beſcheides den nachgeſuchten Legitima⸗ 
verſagt, fo iſt die verſagende Verfügung ſchriftlich zu tionsſchein aus. 
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werbeſcheines ebenſo zu behandeln, wie die ſchon jetzt. ächſt unter Benachrichtigung der Antragſteller an die 
ſtatthaften Arten deſſelben. Steuerkaſſe des Wohnort s der Letzteren zur Aushän⸗ 

7. Da die von den höheren Verwaltungsbehör⸗ digung an dieſe gegen Bezahlung der Steuer unmittel⸗ 
den auszufertigenden Legitimationsſcheine — abgeſehen bar verſendet werden. 


von den im §. 59. der Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten Steuerfreie Gewerbeſcheine werden den Antrag⸗ 
Gewerbetreibenden — zum Betriebe des Hauſirgewerbes ſſtellern direkt zugeſchickt. 
innerhalb des ganzen Bundes berechtigen, ſo hat auch Die Landdroſteien in der Provinz Hannover be: 


für die Gewerbeſcheine die Beſchränkung auf den Ne⸗ fördern die von ihnen ausgefertigten Legitimations⸗ 
gierungsbezirk nicht feſtgehalten werden können, viel⸗ ſcheine an die dortige Finanz⸗Direktlon, welche damit 
mehr ſollen — vorbehaltlich der Vorſchriften für die ebenſo wie die Regierungs⸗Abtheilungen für direkte 
von der Regierung zu Sigmaringen ertheilten Gewerbe Steuern zu verfahren hat. In Berlin giebt das Po⸗ 
ſcheine, und für die im §. 59. der Gewerbe⸗Ordnung lizei⸗Präſidium die von ihm ausgeſtellten Legitimalions⸗ 
bezeichneten Gewerbetreibenden — die Gewerbeſcheine, (deine zur weiteren Veranlaſſung an die Direktion für 
und zwar ſowohl diejenigen, welche mit den Legiti⸗ die Verwaltung der direkten Steuern daſelbſt. 
mationsſcheinen verbunden ſind (Nr. 5. unter b.), als Das nämliche Verfahren iſt zu beobachten, wenn 
auch diejenigen, welche ſelbſtſtändig ertheilt werden ein Legitimationsſchein für den Betrieb der im S. 59. 
(Mr. 5. unter c.) genügen, um das Hauſirgewerbe im der Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten Gewerbe auf den 
18 Umfange des Staates auszuüben. Eine Nach⸗ Bezirk einer anderen höheren Verwaltungsbehörde als 
teuer iſt daher beim Uebertritt aus einem Regierungs⸗ derjenigen ausgedehnt wird, welche den Legitimations⸗ 
bezirke in den anderen nicht mehr zu erlegen. Da⸗ ſchein zuerſt ertheilt hat. 
gegen muß bei der Bemeſſung des Steuerſatzes darauf Daſſelbe gilt für den Fall, daß zufolge §. 62. 
Ruͤckſicht genommen werden, daß das Gewerbe in einer der Gewerbe⸗Ordnung nach erfolgter Gewährung eines 
weiten räumlichen Ausdehnung betrieben werden darf, Legitimationsſcheins die Mitführung von Begleitern 
wenn ſich nach den Umſtänden annehmen läßt, daß nachträglich genehmigt wird. 
von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht werden wird. Die Anträge auf Ertheilung ſteuerpflichtiger Ge⸗ 
Die von der Regierung zu Sigmoringen werbeſcheine zum Verkauf oder Ankauf roher Erzeug⸗ 
ausgeſtellten Gewerbeſcheine (Nr. 5. unter b. und o.) niſſe der Land⸗ und Forſtwirthſchaft, des Garten⸗ und 
haben — was auf denſelben ausdrücklich zu vermerken Obſtbaues ſind in den drei erſten Gewerbeſteuer⸗Abthei⸗ 
— nur Gültigkeit für die Fehentaleruſchen Lande. lungen an die Gemeindebehörde, in der 4. Abtheilung 
Will der Inhaber eines ſolchen Gewerbeſcheins ſein an den Landrath (Kreisbauptmann, Oberamtmann) 
Gewerbe in einem anderen Theile der Monarchie be⸗ des Wohnortes des Gewerbetreibenden zu richten. 
treiben, fo hat er bei ſeinem Uebertritt in einen an⸗Dieſe Behörden haben die für die Höhe des Steuer⸗ 
deren Regierungsbezirk die Ausdebnang des Gewerbe⸗ ſatzes maßgebenden Verhältniſſe des beabſichtigten Ge⸗ 
ſcheines nachzuſuchen, und denjenigen Betrag an Ge⸗ werbebetriebes feſtzuſtellen, ohne ſich auf eine Prüfung 
werbeſteuer nachzuzahlen, um welchen die in den Hohen⸗ in polzeilicher Beziehung einzulaſſen, und darüber unter 
zolleraſchen Landen für den Gewerbebetrieb entrichtete Beifügung eines Signalements des Antragſtellers an 
Steuer geringer iſt, als der für die übrigen Theile die Bezirksregieung, in der Provinz Hannover an die 
der Monarchie vorgeſchriebene Steuerſatz. Durch die Finanz⸗Direktton, zu berichten. Letztere Behörden be⸗ 
Entrichtung dieſer Ergänzungsſteuer iſt die Steuer ſtimmen den Steuerſatz, fertigen den G werbeſchein aus 
pflicht für den Umfang der ganzen Monarchie erfüllt. und ſenden denſelben zur Aushändigung an den da⸗ 
). Die den im F. 59. der Gewerbe⸗Ordnung von zu benachrichtigenden Antragſteller gegen Erlegung 
bezeichneten Gewerbetreidenden ertheilten Legitimations⸗ der Steuer der Steuerkaſſe des Wohnortes des Nach⸗ 
und Gewerbeſcheine find mit dem Vermerke zu verſehen, ſuchenden zu. 
daß dieſelben die Befugniß zum Gewerbebetriebe nur In Berlin ſind die Anträge auf Ertheilung ſolcher 
in dem Bezirk derjenigen Behörde gewähren, welche Gewerbeſcheine bei der Direktion für die Verwaltung 
den Legitimativnsſchein ausgeſtellt hat, beziehungsweiſe der direkten Steuern anzubringen, welche die Gewerbe⸗ 
auf deren Bezirk der Legitimationsſchein ausgedehnt ſcheine ſelbſt auszufertigen und dem Nachſuchenden 
worden iſt. Wird der letztere auf einen weiteren Be⸗ auszureichen hat. 
zirk ausgedehnt, ſo bedarf es zugleich, wie bisher, der 11. Angehörigen des Norddeutſchen Bundes, 
ausdrücklichen Ausdehnung des Gewerbeſcheines. In welche keine Preußen find, iſt in den im Schlußlage 
dieſem Falle hat der Gewerbetreibende nach Maßgabe des §. 55. der Gewerbe Ordnung bezeichneten Fällen, 
der beſtehenden Vorſchriften die Verpflichtung, auf Er⸗ gleich den Inländern, ſtets ein beſonderer Gewerbe⸗ 
fordern eine Nachſteuer zu entrichten. ein auszustellen. In allen übrigen Fällen iſt ſtatt 
10. Die von einer Negierung ausgefertigten deſſen unter der Bezeichnung „Gewerbeſchein“ auf dem 
Legitimationsſcheine gehen kurzer Hand an die Abthei⸗ Legitimationsſcheine des Antragſtellers die Zahlung 
lung für die direkten Steuern oder, wo eine ſolche nicht der zu entrichtenden Gewerbeſteuer von der zuſtändigen 
vorhanden iſt, an den Steuer⸗Dezernenten zur Aus- Steuerbehörde zu vermerken, und ein beſonderer Ge⸗ 
füllung der angehängten Gewerbeſcheine, welche dem⸗ werbeſchein nur dann auszufertigen, wenn der Legiti⸗ 
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mationsſchein hinlänglichen Raum für dieſen Vermerk 
nicht darbietet. 

Die Anträge auf Zulaſſung zum Gewerbebetriebe 
im Umherziehen in Preußen ſind bei dem Landrathe 
(Kreishauptmann, Oberamtmann) des Aufenthaltsortes 
zu ſtellen und ebenſo zu behandeln, wie die Anträge 
der Inländer auf Ertheilung von ſelbſtſtändigen mit 
ee nicht verbundenen Gewerbe⸗ 
ſcheinen. 

In Berlin ſind dergleichen Anträge bei der Direk⸗ 
tion für die Verwaltung der direkten Steuern anzu⸗ 
bringen. 

Wegen Geſtattung des Betriebes der im 8. 59. 

der Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten Gewerbe findet bei 
nichtpreußiſchen Angehörigen des Norddeutſchen Bundes 
daſſelbe Verfahren ſtatt, wie bei Inländern, welche den 
Betrieb auf den Bezirk einer anderen höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde, als derjenigen, welche den Legi⸗ 
timationsſchein zuerſt ertheilt hat, ausdehnen wollen. entſprechenden Sätze. 
Nur muß ein ſelbſtſtändiger, mit dem Legitimations⸗ 13. Bezüglich des Gewerbebetriebes im Umher⸗ 
ſchein nicht verbundener Gewerbeſchein ausgefertigt ziehen innerhalb des Grenzzollbezirks behält es in 
werden, ſofern der von dem Antragſteller einzureichende Gemäßheit des §. 5. der Gewerbe⸗Ordnung bei den 
Legitimationsſchein für die von der Steuerbehörde ein⸗ beſtehenden Beſchränkungen fein Bewenden. 


det Vermerke nicht den genügenden Raum dar⸗ Vorſtehende Anweifung wird hierdurch zur öffent: 
tetet 10 / 
; ö ; lichen Kenntniß gebracht. 
12. Bei Berechnung der Steuer ſind folgende * 
Grundſätze zur Anwendung zu bringen: Wareucer AL e . 1869. 

a) hinſichtlich derjenigen Arten des Gewerbebetrie⸗ önigliche Regierung. 
bes, welche bisher geſtattet waren, bewendet es 3) In Stelle des in Brieſen am 17. Sep⸗ 
bei den beſtehenden Beſtimmungen über die Höhe tember d. I. angeſtandenen, wegen der Rinderpeſt auf⸗ 
der Steuer. Iſt zedoch anzunehmen, daß der gehobenen Viehmarkts wird ein ſolcher daſelbſt am 
räumliche Umfang des Gewerbebetriebes ſich über 18. Dezember d. J. abgehalten werden. 
mehr als einen Regierungs- (Landdroſtei⸗) Ber 
zirk ausdehnt, ſo iſt mit Rückſicht auf die Gül⸗ 
tigkeit des Gewerbeſcheines für den Umfang der 
ganzen Monarchie (Nr. 7.) im Falle der Zuläſ⸗ 
ſigkeit ermäßigter Steuerſätze ein entſprechender 
höherer Steuerſatz zu veranlagen. 

b) Für die durch die Gewerbe⸗Ordnung zugelaſſenen 
neuen Arten des Gewerbebetriebes im Umher⸗ 
ziehen iſt der Regel nach der volle Steuerſatz 
von 16 Thalern in Anſatz zu bringen. 

Die Regierungen (Finanz⸗Direktion in 
Hannover, Direktion für die Verwaltung der 
direkten Steuern in Berlin) werden jedoch er⸗ 
mächtigt: 

an) für den Handel mit Zeugen aus Wolle oder 
Baumwolle, ſowie in denjenigen Fällen, in 
welchen nach der Natur oder nach dem gerin⸗ 


mützen, Frauenhauben und leinenen Spitzen, 
mit Lederſchmiere, Cichorien, Salz, Papier, 
ſowie für den Gewerbebetrieb ſolcher Hand⸗ 
werker, welche ſich umherziehend mit der Aus⸗ 
beſſerung von Sachen, oder mit der Anferti⸗ 
gung von Gegenſtänden ihres Gewerbes, zu 
welchen die Stoffe von den Arbeitsgebern ge⸗ 
liefert werden, beſchäftigten, ermäßigte Steuer⸗ 
ſätze von 4, 6 oder 8 Thalern 
in Anſatz zu bringen. . 

Bei Feſtſetzung ermäßigter Steuerſätze find 
unter Berückſichtigung der Beſtimmung zu a. 
die Vorſchriften des §. 6. des Regulatibs vom 
4. Dezember 1836 zu beachten. J 

e) In den Hohenzollernſchen Landen treten an die 
Stelle der unter b. angegebenen Steuerſätze die 
im F. 2. des Geſetzes vom 14. September 1857 
(Geſetzſammlung für 1858, Seite 9.) aufgeführten 


Marienwerder, den 29. November 1869. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


A) Auf Grund des §. 114. ad 3. der Militair⸗ 
Erſatz⸗Inſtruktion für den Norddeutſchen Bund vom 
26. März 1868 wird hierdurch zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht, daß das Marine⸗Erſatz⸗Geſchäft im dies⸗ 
ſeitigen Brigade⸗Bezirk 

am 20. Januar 1870, Vormittags 9¼ Uhr, 

in Warlubien, Kreis Schwetz, Regierungs⸗Bezirk 

Marienwerder, 

am 22. Januar 1870, Vormittags 9½ Uhr, 

in Kl. Katz, Kreis Neuſtadt (Weſtpr.), Regierungs⸗ 

Bezirk Danzig, 
abgehalten werden wird. 

Bromberg, den 30. November 1869. 
Marienwerder u. Danzig, den 1. Dezember 1869. 
gen Umfange des Gewerbebetriebes die Ver⸗ Vereinigte Marine Erſaß Konmiſſon im Bezirk der 


anlagung zum Steuerſatze von 16 Thalern Tm feuerte rige 
zu einer unverhältnißmäßigen Belaſtung führen 5) Die Herren Landräthe und die Magiſträte 
würde, nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen unſers Departements werden hierdurch erſucht, in 
Mr den ermäßigten Steuerſatz von 12 Thalern, Gemäßheit des $. 35. der Verordnung vom 7. Sep⸗ 
) für den Handel mit ſelbſtverfertigten geſtrickten tember 1827, betreffend die Einführung der Schi ds⸗ 
baumwollenen Waaren, mit ſelbſtverfertigten männer in Preußen, und des §. 21. der Inſtruktion 
Schuhmacher⸗, Klempner⸗ und Sattlerwaaren, vom 1. Mai 1841 (J. M. Bl. S. 230.) die dort 
mit ſelbſtverfertigten Kleidungsstücken, Tuch: vorgeſchriebene Geſchäfts⸗Nachweiſung für das Jahr 


m Su 


1869 uns unfehlbar bis zum Schluſſe des Monats bank, beziehungsweiſe Hornlictt und umgekehrt gegeben 


Januar k. J. einzureichen. 
Marienwerder, den 25. November 1869. 
Königliches Appellations⸗Gericht. 


6) BVergpolizei⸗ Verordnung, 
betreffend die Sicherung des Verkehrs in und bei 
Schächten, Bremsbergen, Rolllöchern u. ſ. w. 
Auf Grund des F. 197. des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865 verordnet das unterzeichnete 
Oberbergamt für den Umfang ſeines Verwaltungs⸗ 
Bezickes, was folgt: N 


110 J. Schächte. 
8. 1. Die Oeffnungen der Schächte ſowle die 


Zugänge zu denſelben über oder unter Tage ſind mit 


einem Verſchluſſe zu verſehen, welcher verhindert, daß 
Jemand abſichtslos oder zufällig in den Schachtraum 
gelangen kann. 6 | 

8. 2. Gezäbſtücke, Holz, Steine und andere 
loſe Gegenſtände dürfen nur in ſolcher Entfernung 
von Schachtöffnungen niedergelegt werden, daß ein 
Hinabfallen ſolcher Gegenſtände in letztere nicht er⸗ 
folgen kann. f f 

8. 3. Den Mündungen der Schächte und den 
über denſelben angebrachten Haspel⸗ Vorrichtungen iſt 
eine ſolche Einrichtung zu geben, daß das en 
und Einhängen der Fördergefäße und Materialien 
ohne Gefahr für die damit beſchäftigten Arbeiter 
erfolgen kann. . 

Jeder Haspel iſt mit Vorſtecknägeln oder einer 
anderen Sperr⸗Vorrichtung zu verſehen. 

8. 4. Förder: Vorrichtungen, welche mittelſt 
Dampfkraft betrieben werden, ſind mit einer auf der 
Seiltorbachſe befindlichen Brems- Vorrichtung zu) ver: 
ſehen, welche der Maſchinenwärter von ſeinem Stand⸗ 
punkte an der Steuerung aus leicht in und außer 
Wirkſamkeit ſetzen kann. i 

8. 5. Das unbefugte Betreten der Schacht: 
gebäude, ſowie aller derjenigen Räume über oder unter 
Tage, in welchen Maſchinen oder Keſſel aufgeſtellt 
ſind, iſt verboten. au 

Dies Verbot ift durch Warnungstafeln an den 
Zugängen erſichtlich zu machen. — 

§. 6. Das Eintreten in die Fördertrümer iſt unterſagt. 

An jedem Anſchlagspunkte ſind die zur Sicherung 
der Arbeiter erſorderlichen Füllörter einzurichten, und 
in allen den Fällen Umbruchsörter herzuſtellen, in 
welchen beim Nichtvorhandenſein derſelben Förderung 
oder Fahrung durch die Fördertrümer hindurch ſtatt⸗ 
finden müßten. 5 TE 

8. 7. Die An⸗ und Abſchlagspunkte der Schächte 
ſind während der Förderung durch beſondere, dauernd 
aufgeſtellte Lampen erleuchtet zu erhalten. 

. 8. In allen Schächten — mit Ausnahme 
derjenigen, welche lediglich zur Wetterführung dienen 
— ſind Signal⸗Vorrichtungen anzubringen, welche der⸗ 
artig eingerichtet ſein müſſen, daß mittelſt derſelben 
von den einzelnen Anſchlagspunkten Zeichen zur Hänge⸗ 


werden können. 

Tafeln, auf welchen die Bedeutung der von dem 
Betriebsfuͤhrer feſig ſtellten Signale erklär iſt, ſind in 
der Maſchinenſtube, an der Schachthängebank und an 
den Anſchlage punkten anzubringen. Sen 

§. 9. Das Ein: und Ausfahren der Arbeiter 
muß in den zur Fahrung beſtimmten Schächten erfolgen. 

Das Befahren anderer Schächte oder Schacht⸗ 
Abtheilungen iſt nur denjenigen Perſonen geſtattet, 
welche hierzu den beſondern Auftrag von einem der 
verantwortlichen Betriebsbeamten erhalten haben. 
Fi. 10. Beim Fahren in Schächten iſt der Ge⸗ 
brauch von Holzpantoffeln und das Mitnehmen von 
Gezähe verboten. N 

§. 11. Bildet der Fahrſchacht nur eine Abtlei- 
lung eines, auch zu anderen Zwecken dienenden Schachtes, 
ſo iſt derſelbe nach der Forder⸗Abtheilung hin dicht, 
nach den übrigen Abtheilungen hin derart abzuſcheiden, 
daß Niemand durch die Zwiſchenräume des Verſchlages 
den Kopf hindarch ſtecken kann. 

S. 12. In Fahrſchächten von mehr als 70 Grad 
Neiaung muſſen Ruhebühnen in Abſtänden von höchſtens 
4 Lachtern (ſeiger) angebracht ſein. 

§. 13. Die Fahrten müſſen ausreichend bauer: 
haft, an der Zimmerung befeſtigt und tonnlägig ein⸗ 
gebaut ſein. 

Nur wo es beſondere Verhältniſſe erfordern, 


dürfen ausnahmsweiſe, mit Genehmigung des König⸗ 


lichen Revier⸗Bergbeamten unter genauer Ausführung 
der von demſelben bezüglich der Entfernung der Ruhe⸗ 
bühnen u. ſ. w. zu treffenden Anordnungen Fahrten 
auch ſeiger eingebaut werden. 

Ueber der Schachthängebank und über jeder 
Nuhebühne müſſen entweder die Fahrten wenigſtens 
3 Fuß hervorragen, oder fefte Handgriffe angebracht fein. 


II. Bremsberge und Rolllöcher. 


§. 14. Die Zugänge zu den in Vetrieb ſtehenden 
Bremsbergen und Rolllöchern müſſen durch Barrieren 
abgeſperrt ſein, welche in ſolcher Höhe anzubringen 
ſind, daß die Fördergefäße nicht unter denſelben durch⸗ 
geſchoben werden können. 

Jeder, welcher eine ſolche Barriere paſſirt, hat 
dieſelbe, bevor er ſie verläßt, wieder zu ſchließen. 

. 15. Die Förder⸗Abtheilungen der Bremsberge 
find an den Anſchlagsbühnen durch bewegliche Barrieren 
15 ſichern, damit die vollen Wagen nicht durchgehen 
önnen, bevor ſie angeſchlagen ſind. 

$. 16. Münden Bremsberge und Rolllöcher 
unmittelbar in eine Förderſtrecke, jo it diefelbe durch 
Prellbühnen, Verſchläge u. ſ. w. zu ſichern oder aber 
zu verumbruchen. 

§. 17. Die Brems⸗Vorrichtungen an den Brems⸗ 
werken müſſen ſelbſtwirkend und ſo eingerichtet ſein, 
daß ſie von dem Bremſer nur in völlig geſicherter 
Stellung gehandhabt werden können. 

§. 18. Die Bremswerke und die in Betrieb 
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ſtehenden An⸗ und Abſchlagspunkte der Bremsberge find 
während der Förderung durch beſondere, dauernd auf 
geſtelte Lampen erleuchtet zu erhalten. 

8. 19. In allen Bremsbergen find Signal: 


Vorrichtungen anzubringen, welche darartig eingerichtet Kanzlei: Inſpektor an das Stadt⸗ 
ſein müſſen, daß von den An⸗ und Abſchlagspunkten Danzig verlegt 


nach dem Bremswerke und umgekehrt Zeichen gegeben 
werden können. 


Der Kretsgerichts⸗Burcau⸗Aſſiſtent Stumm zu 
Schöneck iſt in gleicher Dienſteigenſchaft an das Kreis⸗ 
gericht zu Graudenz verſetzt worden. 721 

Der Kanzliſt Kaufmann zu Conitz iſt als 

und Kreisgericht zu 


worden. 
Der Hilfsbote Fabricius zu Graudenz iſt bei 


dem Kreisgericht daſelbſt als Bote und Executor an⸗ 


§. 20. Alle in Betrieb ſtehenden Bremsberge geſtellt worden. N 


find, je nachdem fie einflügelig oder zweiflügelig find, 


mit je einem oder zwei Fahrüberhauen oder Fahr⸗ word 


abtheilungen zu verſehen, damit die Arbeiter nach 
ihren Arbeitspunkten gelangen können, ohne durch die 
Förderabtheilungen hindurchfahren zu müſſen. 

8. 21. Die Fahr⸗Abtheilungen find gegen die 
Förderabtheilungen dicht zu verſchlagen. 2 
9. 22. Das Befahren der Förder⸗Abtheilungen 
der Bremsberge und Rolllöcher iſt nur den, von einem 
der verantwortlichen Betriebsbeamten damit beſonders 
beauftragten Perſon n geſtattet. . 

Während ſolcher Befahrungen iſt die Förderung 
auf dem Bremsberge oder Rollloche ganz einzuſtellen. 


III. Maſchinelle Strecken⸗Förderung. 


8, 23. In Strecken, in denen Förderung mittelſt 
Maſchinen ſtatlfindet, find Signal⸗Vor richtungen an⸗ 
zubringen, welche geſtatten, daß von jedem beliebigen 
Punkte derſelben dem Maſchinenwärter Zeichen gegeben 
werden können. 

8. 24. Das Fahren in ſolchen Strecken während 
des Ganges der Förderung iſt nur den, von einem 
der verantwortlichen Betriebebeamten damit beſonders 
beauftragten Perſonen geſtattet. 


Uebertretungen dieſer Polizei⸗Verorduung werden, 
inſofern nach den beſtehenden Geſetzen keine härtere 
Straſe verwirkt iſt, auf Grund des §. 208. des All⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 mit Geld: 
buße bis zu Fuͤnfzig Thalern beſtraft. 

Breslau, den 20. November 1869. 

Königliches Oberbergamt. 


Perſonal⸗ Chronik. 


7) Der Beigeordnete Sintara und der 


Als Schiedsmänner ſind gewählt und beſtätigt 


191 la und - 2 
1. der Nittergutsbeſitzer v. Czapski auf Sumowo 
für das Kirchſpiel Bobrowo, Kreiſes Strasburg, 
2. der Rittergutsbeſizer von Kawaczynski auf 
Linnowiec für das Kirchſpiel Grodziezno, Kreiſes 

Löbau. 17 nnch 
Als Poſt⸗Expedienten fird beſtätigt: die Poſt⸗ 
Expedienten⸗Anwärter Sch in Dt. Eylau, Pitſch in 
Roſenberg i. Pr. und Schadowski in Marienwerder. 
g Der mit der Verwaltung der Poſt⸗ Expedition 
II. Klaſſe in Liſſewo betraute Poſt⸗Expeditions⸗Gehilfe 
Eggebrecht iſt als Poſt⸗Expediteur daſelbſt beſtätigt. 
Aus dem Poſtdienſte ſind entlaſſen: der Eleve 
Friedrich Schulz in Dt. Crone und der Expedienten⸗ 


Anwärter Gromoll in Konitz. 


Es ſind befördert worden: 
1. der Thorkontroleur Stöckmann zu Elbing zum 
Hauptzollamtsaſſiſtenten in Thorn und 
der Grenzaufſeher Grützmacher zu Neufabr: 
waſſer zum Zolleinnehmer in Piſſakrug. 
Es ſind verſetzt worden: 
1. der Zolleinnehmer von Lütt witz zu Piſſakrug 
in gleicher Dienſteigenſchaft nach Neu⸗Zielun, 
„der Steuereinnehmer Schulz zu Löbau in gleicher 
Dienſteigenſchaft nach Lautenburg, 
. ber Zolleinnehmer Schalla zu Neu⸗Zielun als 
Steuereinnehmer nach Leſſen, 
der Steuereinnehmer und Chauſſeegelderheber Bock 
zu Luszkowo als Steuereinnehmer nach Löbau und 
der Steuereinnehmer Wahl zu Leſſen als Steuer: 
einnehmer und Chauſſeegelderheber nach Luezkowo. 


Patent: Bewilligungen. 


8) Das dem Rittergutsbeſitzer A. Nöhring, 


Rathsherr S. M. Roſenow zu Strasburg find als früher zu Kuraene, jetzt in Breslau, unter dem 6 


ſolche auf fernere 6 Jahre für dieſe Stadt wider: 
gewählr und beſtätigt worden. 
Verſetzt ſind: 
der Kreierichter Voß in Tuchel in gleicher Dienſt⸗ 
n an das Collegium des Kreisgerichts zu 
der Kreisrichter F . i i 
re ER 0 abriz in Berent in gleicher 
een an das Kreisgericht zu Dt. Crone. 
um Giada dan g Dr. jur. von Czapski 
Un. Er ſte 9 { Vu | 2 
18 1 W eh Kreisgericht zu Marienwerder, Letzterer 


überwieſen. 


fd zu Auskultatoren angenommen 


chte zu Dt. Crone zur Veſchäftigung, 


Dezember 1864 auf die Dauer von fünf Jahren für 
den ganzen Umfang des preußiſchen Staates ertheilte 
Patent 
auf einen durch Zeichnung und Beſchreibung nach⸗ 
gewieſenen, in ſeiner Zuſammenſetzung als neu 
und eigenthümlich erkannten Entfuſelungsapparat, 
ohne Jemand in der Anwendung bekannter Theile 
zu beſchränken, 
iſt auf weitere 3 Jahre, alſo bis zum 6. Dezember 
1872, verlängert worden. 
Dem Ingenieur Th. Henning in Bruchſal iſt 
unter dem 10. Oktober d. J. ein Patent ö 
auf eine Einrichtung zum Verftellen der Weichen 


und Signalvorrichtungen n der durch Zeichnung auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nach⸗ 
und Beſchreibung nachgewieſenen ganzen Zuſammen⸗ ewieſene Einrichtung an Graupengängen zur 
ſetzung, ſelbſthätigen Bedienung derſelben 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für 
für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Den Civil⸗Ingenieuren Nagel und Kaemp iſt Dem Spinnereibeamten Ed. O. Ruppert zu 
unter dem 11. Oktober 1869 ein Patent Wüſte⸗Giersdorf im Kreiſe Waldenburg iſt unter dem 
auf einen durch Zeichnung und Beſchreibung nach⸗ 15. November 1869 ein Patent 
7 Waſſerdruckheber | auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nach⸗ 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und gewieſene Einrichtung an Spinnjtühlen zum Ab: 
für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. ziehen und Aufſetzen der Spulen während des 
Dem Werkmeiſter Wilhelm Goette in Elberfeld Ganges der Maſchine, 
iſt unter dem 18. Oktober 1869 ein Patent auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für 
auf eine A0 d . Mal en or Ps den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Platinen für Jaquard⸗Maſchinen in der dur 2 5 
Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen Aus⸗ Patent⸗Aufhebung. 
führung und ohne Jemand in der Benutzung be⸗ 9) Das dem Herrn Johann Tobias Romminger 
kannter Theile zu beſchränken, in Dresden unter dem 1. Auguſt 1868 ertheilte Patent 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für auf eiue Regulirungsvorrichtung für die Zuführung 
den Umiang des preußiſchen Staats ertheilt wo den. von Keſſel⸗Speiſe⸗Waſſer in der durch Zeichnung 
Dem Mühlenbaumeiſter M. Martin zu Bitter⸗ und Beſchreibung nachgewieſenen Zuſammenſetzung 
feld iſt unter dem 19. Oktober 1869 ein Patent iſt aufgehoben. 
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(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 49. 
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